
Bundesrat Drucksache 31/14 (Beschluss)

11.04.14

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln
Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0720-2946

Beschluss
des Bundesrates

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sowie
der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 hinsichtlich der Beihilfere-
gelung für die Abgabe von Obst und Gemüse, Bananen und Milch
in Bildungseinrichtungen

COM(2014) 32 final

Der Bundesrat hat in seiner 921. Sitzung am 11. April 2014 gemäß §§ 3 und 5

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

Zur Vorlage insgesamt

1. Der Bundesrat begrüßt die Initiative der EU zur Zusammenführung und weit-

möglichen Angleichung von Schulobst- und Schulmilchprogramm.

Er teilt die Auffassung der Kommission, dass die bestehenden Regelungen,

insbesondere im Schulmilchprogramm, auf Grund der bisherigen Erfahrungen

überarbeitet werden müssen.

Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die Anpassung der Programme insbeson-

dere durch die stärkere Gewichtung sogenannter flankierender Maßnahmen.

Er bittet auf möglichst einfache Regelungen hinzuwirken, die den Ländern

einen adäquaten Gestaltungsspielraum bieten, ohne die verfolgten Ziele zu

gefährden, wobei der Verwaltungsaufwand auf ein Minimum begrenzt bleibt.
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Zu den pädagogischen Maßnahmen

2. Der Bundesrat begrüßt die stärkere Gewichtung flankierender pädagogischer

Maßnahmen seitens der EU. Er weist jedoch darauf hin, dass aufgrund der in

den Artikeln 165 und 166 AEUV eng gefassten Unionskompetenzen im Bil-

dungsbereich den Mitgliedstaaten keine konkreten pädagogischen Maßnahmen

vorgeschrieben werden können. Er bittet in diesem Zusammenhang die Bundes-

regierung, sich bei den weiteren Beratungen auf EU-Ebene für eine EU-weite

Anerkennung der in den Ländern bewährten flankierenden Maßnahmen ein-

zusetzen.

Zu weiteren Vorschriften

3. Der Bundesrat bittet jedoch die Bundesregierung, sich bei den weiteren

Beratungen auf EU-Ebene für folgende Anpassungen der Verordnung einzuset-

zen:

Zu Artikel 23 Absatz 2

4. Die Produktpalette der beihilfefähigen Schulmilcherzeugnisse sollte deutlich

erweitert werden, da die Begrenzung auf Trinkmilch (KN Code Nr. 0401) nach

den derzeitigen Erfahrungen zu einer deutlichen Verringerung des Absatzes auf

Grundschulebene führen würde. Hier müssten zumindest Milch- und Milch-

mischgetränke beihilfefähig sein.

5. Der Bundesrat betont, dass eine Erweiterung der Produktpalette im Milchbe-

reich unter Berücksichtigung ernährungsphysiologischer Aspekte notwendig ist,

um eine vielfältige pädagogische Umsetzung ermöglichen zu können.

Zu Artikel 23 Absatz 3

6. Den Mitgliedstaaten sollte im Rahmen ihrer sechsjährigen Strategie die Mög-

lichkeit eingeräumt werden, jährliche Anpassungen vorzunehmen und das Pro-

gramm vorzeitig einzustellen.
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Zu Artikel 23 Absatz 7

7. Der Bundesrat lehnt die in Artikel 23 Absatz 7 geforderte obligatorische Ein-

bindung der Gesundheitsbehörden zur Feststellung der ernährungsphysiologi-

schen Eigenschaften der abgegebenen Erzeugnisse ab, da dadurch der Verwal-

tungsaufwand unverhältnismäßig steigen würde.

Hier sollte besser darauf abgestellt werden, dass EU-einheitlich die Stoffe ge-

listet und bewertet werden, die zugesetzt werden dürfen.

Zu Artikel 23a Absatz 1

8. Die Möglichkeit der Finanzierung unterstützender pädagogischer Maßnahmen

wird grundsätzlich begrüßt. Allerdings sollte auf die Festlegung eines Mindest-

betrages für deren Finanzierung verzichtet werden, sondern die Verteilung der

Fördermittel sollte in der Verantwortung der Mitgliedstaaten verbleiben. Denn

die Vergangenheit hat gezeigt, dass eine wirksame Maßnahme nicht zwingend

einer Beihilfe bedarf.

Zu Artikel 23a Absatz 2 Satz 1 Buchstabe b

9. Bei der Verteilung der Mittel für Milch geht der Bundesrat davon aus, dass der

Schlüssel "bisherige Nutzung von Mitteln im Rahmen früherer Programme für

die Abgabe von Milch und Milcherzeugnissen an Kinder" alle Altersstufen der

bisher Teilnehmenden umfasst.

Zu Artikel 23a Absatz 4

10. Die gegenseitige Übertragbarkeit der Mittel zwischen Schulobst und Schul-

milch sollte als Option bis maximal 50 Prozent festgelegt werden.

Zu Artikel 23a Absatz 8 Satz 2

11. Der Bundesrat weist darauf hin, dass die in Artikel 23a Absatz 8 Satz 2 enthal-

tene Forderung an die Mitgliedstaaten, einen Mehrwert zu garantieren, nicht zu

leisten ist und entfallen sollte.
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Zu Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe c in Verbindung mit Absatz 2 Buchstabe d

12. Es wird darauf hingewiesen, dass die Formulierung in Artikel 24 Absatz 1

Buchstabe c und Absatz 2 Buchstabe d vor dem Hintergrund der Kompetenz-

verteilung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten neu gefasst werden muss

und der Präzisierung bedarf. Die Ermächtigung zum delegierten Rechtsakt wird

abgelehnt. Es muss jedenfalls klargestellt sein, dass die Bildungshoheit der Mit-

gliedstaaten und der Länder gewahrt wird. Weder darf die EU den Mitglied-

staaten die Erarbeitung pädagogischer Maßnahmen im schulischen Kontext vor-

geben noch die Umsetzung pädagogischer Maßnahmen durch Vorschriften über

die Überwachung und Bewertung im Rahmen der Effizienzkontrolle beein-

flussen.

Zu Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe d

13. Der Bundesrat bittet im Übrigen, dass die Kommission klare Vorgaben de-

finiert, welche Kriterien die Mitgliedstaaten für die Überwachung der Effizienz

ihres Schulprogrammes zugrunde legen müssen und wie die geforderte Be-

wertung zu erfolgen hat.

Schlussbemerkungen

14. Ein künftiges EU-Schulprogramm kann nur erfolgreich sein, wenn

- es den Gegebenheiten an den Schulen und Kindertagesstätten und den

Erwartungen der Eltern und Kinder besser gerecht wird,

- es mit attraktiven Beihilfesätzen der EU ausgestattet wird und

- der Verwaltungs-, Kontroll- und Dokumentationsaufwand deutlich gesenkt

wird.

15. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die Länder bei den weiteren Ver-

handlungen und der Ausgestaltung der vorgeschlagenen Verordnung und der er-

forderlichen Rechtsakte der Kommission zu jedem Zeitpunkt aktiv einzubinden.


